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ie Vergabe von Planerleis­
tungen ist vor allem im 
Grosstiefbau von einer be­

sorgniserregenden Tiefpreisspirale 
begleitet. Die angebotenen durch­
schnittlichen Zeitmittelwerte für 
Planerhonorare erreichen teils Wer­
te, mit denen ein nachhaltiges, aus­
kömmliches Wirtschaften nicht 
mehr möglich ist. Dadurch verstärkt 
sich der Trend, dass Unternehmen 
Arbeitsplätze ins günstigere Aus­
land verlagern. Aber auch die natio­
nale Nachwuchskette ist gefährdet, 

Dienst­
leistungen − zu  
welchem Preis?
Heute ist unbestritten, dass auch auf 
dem Markt für Dienstleistungen 
Wettbewerb herrschen soll, doch ist 
hier bislang der Preis praktisch das 
einzige Auswahkriterium. (...) «Die 
Planungsbranche versucht zwar, bei 
der Vergabe von Ingenieurleistun­
gen gegen Dumpingpreise anzu­
kämpfen, doch müssen wir feststel­
len, dass sich die Situation in den 
letzten Jahren stark verschlechtert 
hat, vor allem im Bereich grosser 
Projekte im Hoch- und Tiefbau. Für 
die freihändige Vergabe von Inge­
nieurleistungen empfiehlt die Ko­
ordinationskonferenz der Bau- und 
Liegenschaftsorgane der öffentli­
chen Bauherren (KBOB) einen Tarif 
von circa 160 Franken pro Stunde. 
Es ist anerkannt, dass Stundenan­
sätze unterhalb von 110 Franken, die 
bei öffentlichen Ausschreibungen 

ÖFFENTLICHES VERGABEWESEN IN DER KRITIK 

Interpellation zur Tiefpreispolitik 

Ständerat Olivier Français hat mit Unterstützung diverser Ratskollegen  
eine Interpellation zur grassierenden Tiefpreisproblematik  

bei öffentlichen Planeraufträgen eingereicht. SIA und usic begrüssen,  
dass die Politik das Thema Dumpingpreise endlich aufgreift.

Text: SIA 

D da die Attraktivität der Planerberu­
fe unter der Tiefpreispraxis leidet. 
In der Branche ist das Problem seit 
Jahren bekannt. Die geltende 
Rechtslage verbietet es den Verbän­
den und Marktteilnehmern jedoch, 
effektive Massnahmen gegen diese 
Entwicklung zu ergreifen. 

Die Politik hat sich bisher 
kaum des Problems angenommen. 
Jetzt aber hat Ständerat Olivier 
Français (FDP/VD) eine Interpella­
tion eingereicht, die das Thema end­
lich aufgreift (vgl. unten stehender 

Text der Interpellation). Die respek­
table Liste der Mitunterzeichnenden 
lässt keinen Zweifel daran, dass sein 
Anliegen auch im Ständerat par­
teiübergreifende Unterstützung fin­
det. Besonders erfreulich ist, dass 
der für das Präsidium von bauen­
schweiz nominierte Ständerat Hans 
Wicki (FDP/NW) die Interpellation 
ebenfalls unterzeichnet hat. Somit 
ist zu erwarten und zu hoffen, dass 
das Thema in Zukunft stärkere Be­
achtung in der nationalen Politik 
finden wird. •

angeboten werden, für Ingenieurbü­
ros wirtschaftlich nicht verkraftbar 
sind und innerhalb der Branche zu­
nehmend Probleme verursachen. (…)

Es gibt Leute, die vermuten, 
dass die Bundesbetriebe intern mit 
einem Stundenansatz für Ingenieur­
leistungen rechnen, der deutlich 
über jenem der Privatwirtschaft 
liegt, was zu Wettbewerbsverzer­
rungen führt. Diese Vermutung wird 
gestützt durch die Tatsache, dass 
immer mehr erfahrene Ingenieurin­
nen und Ingenieure den Privatsektor 
verlassen und sich von staatlichen 
Unternehmen anheuern lassen, in 
denen sie namentlich von höheren 
Löhnen und günstigeren Sozialleis­
tungen profitieren.

Ich stelle dem Bundesrat folgende 
Fragen:

1. Zu welchem Stundenansatz haben 
die Bundesstellen in den letzten zwei 
Jahren Ingenieur- und Planungsleis­
tungen im offenen Ausschreibungs­
verfahren vergeben?

2. Zu welchem Stundenansatz haben 
die Unternehmen des Bundes in den 
letzten zwei Jahren ihre Ingenieur- 
und Planungsleistungen den Kanto­
nen, Gemeinden und Dritten ver­
rechnet, und nach welchen internen 
Stundenansätzen sind diese Dienst­
leistungen als effektive Kosten be­
rechnet worden?

3. Demnächst ist die Totalrevision 
des Bundesgesetzes über das öffent­
liche Beschaffungswesen zu erwar­
ten. Was unternimmt der Bundesrat, 
damit in diesem neuen Gesetz ein 
Unterschied gemacht wird zwischen 
der Beschaffung von intellektuellen 
Dienstleistungen und der Beschaf­
fung von Gütern? Und was unter­
nimmt er, damit künftig von Geset­
zes wegen offenkundig zu tiefe 
Preisangebote für intellektuelle 
Dienstleistungen vom Vergabepro­
zess ausgeschlossen sind?» •
 
Auszüge aus: Olivier Français (FDP):  
Interpellation zur öffentlichen Beschaf­
fungspolitik, eingereicht im Ständerat am 
16.6.2016.


